Ausgabe A. 


Geſetzhlatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 2 Ausgegeben Danzig, den 13. Januar 1937 


Tag Inhalt: Seite 


31. 12. 1936 Verordnung zur Abänderung des Verſorgungsgeſetzes vom 8. 11. 1928 (G. Bl. S. 365), in 
der Saflung der Verordnungen vom 23. 6. 1931 (G. Bl. S. 600), 22. 10. 1931 (G. B. ©. 762), 18. 3.1932 


(G. B 1% 00 ⁵⁵⁵ . ate Be 
24. 12. 1936 Bekanntmachung der neuen Faſſung des Arbeitsgerichtsgeſetzes „C 6 
24. 12. 1936 Neunte Verordnung zur Abänderung des Arbeitsgerichtsgeſezece ss. 6 
5 Verordnung 


betreffend Aufhebung der Verordnung über Prüfung der Geſchäfts⸗, Nechnungs⸗ und Betriebsführung 
der Krankenkaſſen vom 4. Januar 1934 (G. Bl. S. 5). 


Vom 24. Dezember 1936. 
Auf Grund von $ 1 Ziffer 40 in Verbindung mit $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von 
Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
81 
Die Verordnung über Prüfung der Geihäfts-, Rechnungs- und Betriebsführung der Krankenkaſſen 
vom 4. Januar 1934 (G. Bl. S. 5) wird aufgehoben. 


8 2 
Die Streichung von Abſatz 2 des $ 342 RVO. und von § 414a RWO. in der Faſſung des Ge- 
ſetzes über Anderungen in der Krankenverſicherung vom 3. Juli 1931 (G. Bl. S. 635) bleibt beſtehen. 


* 8 3 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 24. Dezember 1936. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
G. 2138 ö Greiſer Großmann 


Verordnung 
zur Abänderung des Geſetzes zur Förderung des Wohnungsbaues vom 8. April 1936. 
Vom 29. Dezember 1936. 


Auf Grund des $ 1 Ziff. 68 und § 2b und g des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 
und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


8 1 
f Im 8 6 des Geſetzes zur Förderung des Wohnungsbaues vom 8. April 1936 (G. Bl. S. 165) 
tritt an die Stelle des 31. März 1937 der 30. September 1937. 


8 2 
Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 29. Dezember 1936. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
F. Fz. S. 67% Greiſer Dr. Hoppenrath 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 21. 1. 1937.) 


6 
7 Verordnung 
zur Abänderung des Verſorgungsgeſetzes vom 8. 11. 1928 (G. Bl. S. 365) in der Faſſung 


der Verordnungen vom 23. 6. 1931 (G. Bl. S. 600), 22. 10. 1931 
(G. Bl. S. 762), 18. 3. 1932 (G. Bl. S. 150). 


Vom 31. Dezember 1936. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 40 in Verbindung mit 8 2d des Geſetzes zur Behebung der Not von 
Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


8 1 

§ 62 des Verſorgungsgeſetzes erhält folgende Faſſung: 

„Hat ein Verſorgungsberechtigter neben den Verſorgungsgebührniſſen ein Einkommen aus einer 
Beſchäftigung im Dienſte des Staates, der Gemeinden und Gemeindeverbände, der öffentlich-recht— 
lichen Relegionsgeſellſchaften ſowie der ſonſtigen Körperſchaften, Anſtalten und Stiftungen des öffent⸗ 
lichen Rechtes oder der Verbände von ſolchen, ſo ruhen die Verſorgungsgebührniſſe in Höhe der Hälfte 
des Betrages, um den dieſes Einkommen 209,10 Gulden monatlich überſteigt. Einkommen in dieſem 
Sinne ſind auch die auf Grund einer ſolchen Beſchäftigung gewährten Wartegelder, Ruhegehälter 
oder ruhegehaltsähnlichen Verſorgungsbezüge und Hinterbliebenenbezüge. Wird für eine Waiſe ein 
Kinderzuſchlag (Kinderbeihilfe) gewährt, jo rechnet er zum Waiſengeld. Der Ruhensberechnung iſt das 
jeweilige Monatseinkommen zugrunde zu legen. 

Dem Verſorgungsberechtigten bleibt jedoch mindeſtens die Hälfte ſeiner Verſorgungsgebührniſſe. 

Bei der Einkommensgrenze ſind die nach dem Einkommenſteuergeſetze zuläſſigen Abzüge, Wer— 
bungskoſten, Ermäßigungen uſw. entſprechend berückſichtigt. Hat der Verſorgungsberechtigte Kinder, 
für die Verſorgungsgebührniſſe gewährt werden, ſo iſt für jedes Kind ein Betrag von 12,30 Gulden 
vom Einkommen abzuſetzen. 

Der Senat wird ermächtigt, die Einkommensgrenze zur Anpaſſung an die Veränderungen der 
allgemeinen Wirtſchaftslage neu feſtzuſetzen. 

Auf die erwerbsunfähigen Beſchädigten ($ 27 Abi. 3) und die Empfänger einer Pflegezulage 
($ 31) finden dieſe Vorſchriften keine Anwendung.“ 


8 2 
Dieſe Verordnung tritt am 1. Januar 1937 in Kraft. 


Danzig, den 31. Dezember 1936. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Hoppenrath Dr. Wiercinski-Keiſer 


8 Bekanntmachung 
der neuen Faſſung des Arbeitsgerichtsgeſetzes. 
Auf Grund des $ 65 Abſ. 4 der Verordnung zur Ordnung der Arbeit vom 8. Mai 1934 (G. Bl. 
S. 303) und des Artikels II der Neunten Verordnung zur Abänderung des Arbeitsgerichtsgeſetzes 


vom 24. Dezember 1936 (G. Bl. S. 6) wird nachſtehend der Wortlaut des Arbeitsgerichtsgeſetzes in 
der vom 1. Dezember 1936 geltenden Faſſung bekanntgemacht. 


Danzig, den 24. Dezember 1936. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
J 16% Greifer Dr. Wiercinski-Keiſer 


9 Neunte Verordnung 
zur Abänderung des Arbeitsgerichtsgeſetzes. 
Vom 24. Dezember 1936. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 22, 23 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 
und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


on UT 


16. 


27; 
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Artikel I 
Das Arbeitsgerichtsgeſetz vom 28. Dezember 1928 (G. Bl. 1929, S. 5) wird dahin geändert: 


Es werden jeweils das Wort „Arbeitgeber“ durch „Unternehmer“ und das Wort „Arbeitnehmer“ 


durch „Beſchäftigter“ erſetzt. 


In 8 8 werden die Abſätze 1 und 4 geſtrichen. 
In 8 9 werden in Abſatz 3 der Satz 2 und in Abſatz 4 die Worte „und der das Beſchlußver— 


fahren beendenden Beſchlüſſe“ geſtrichen. 


. $ 16 Abſ. 2 Satz 2 fällt fort. 
. 8 31 Satz 2 wird geſtrichen. 
8 35 Abſ. 2 Satz 2 wird geſtrichen. 


§ 39 Abi. 2 Satz 2 wird geſtrichen. 


Die überſchrift vor § 40 erhält folgende Faſſung: 


Dritter Teil 
Verfahren vor den Arbeitsgerichtsbehörden 
Erſter Abſchnitt 
Erſter Rechtszug 


. S 40 Abſ. 1 wird geſtrichen. 
‚ Dem 8 41 wird folgende Beſtimmung als Abſatz 3 hinzugefügt: 


Wohnt die beklagte Partei im Gebiet der Freien Stadt Danzig, ſo beträgt die Einlaſſungs⸗ 
friſt und die Ladungsfriſt drei Tage. 


In 8 48 Abſ. 1 Satz 4 werden die Worte „und die Auferlegung von Parteieiden“ geſtrichen. 
Die überſchrift vor § 58 erhält folgende Faſſung: 


Zweiter Abſchnitt 
Berufungs verfahren 


In 8 58 Abſ. 3 wird der zweite Satz geſtrichen. 
In den Überſchriften vor $ 65 und § 66 wird jeweils das Wort „Unterabſchnitt“ durch das 


Wort „Abſchnitt“ erſetzt. 


. Hinter $ 66 wird die Überſchrift: 


Zweiter Abſchnitt 
Beſchluß verfahren 
Erſter Unterabſchnitt 
Erſter Rechtszug 
geſtrichen. 
§ 78 erhält folgende Faſſung: 

Für bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten aus einem Arbeits- oder Lehrverhältnis, das ſich nach 
einer Tarifordnung beſtimmt, kann der Treuhänder der Arbeit die Arbeitsgerichtsbarkeit in der 
Tarifordnung durch die ausdrückliche Beſtimmung ausſchließen, daß die Entſcheidung durch ein 
Schiedsgericht erfolgen ſoll. d 

Die Parteien des ſtreitigen Rechtsverhältniſſes können, allgemein oder für den Einzelfall, auch 
im Voraus eine derartige Schiedsklauſel für bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten nach 8 2 Nr. 1 ver⸗ 
einbaren, wenn der beteiligte Beſchäftigte ein Angeſtellter iſt und ſein Jahresarbeitseinkommen die 
im Angeſtelltenverſicherungsgeſetz vorgeſehene Grenze für die Verſicherungspflicht überſchreitet. 

In den Fällen des Abſatzes 2 gelten die Vorſchriften des $ 1025 Abi. 2 der Zivilprozeß⸗ 
ordnung und, ſofern die Schiedsklauſel nach dem 30. November 1936 vereinbart iſt, auch die des 
§ 1027 Abſ. 1 entſprechend. 


In 8 79 werden 
in Abſatz 1 die Worte „Der Schiedsvertrag in“ durch die Worte „Die Schiedsklauſel für“, 
in Abſatz 2 Ziffer 3 die Worte „dem Schiedsvertrage“ durch die Worte „der Schiedsklauſel“ 

erſetzt. 

Die Beſtimmung des Abſatzes 2 Ziffer 2 erhält folgende Faſſung: 

wenn in einem Falle, in dem nicht die Streitparteien, ſondern der Treuhänder der Arbeit 
oder eine von ihm beſtellte Stelle die Mitglieder des Schiedsgerichts zu ernennen haben, das 
Schiedsgericht nicht gebildet iſt und innerhalb einer von dem Vorſitzenden des Arbeitsgerichts 
geſetzten Friſt nicht gebildet wird; 


18. 
ER 


24. 


25. 


26. 


8 
In § 81 werden die Worte „der Schiedsvertrag“ durch die Worte „die Schiedsklauſel“ erſetzt 


§ 82 Abſ. 2 Satz 5 erhält folgende Faſſung: 
Die Vorſchrift des $ 11 Abſ. 1 und 3 gilt entſprechend, ſoweit die Schiedsklauſel nichts an— 


deres beſtimmt. 


In 8 85, Abſ. 1 werden die Worte „der Schiebsvertrag“ durch die Worte „die Schiedsklauſel“ 


erſetzt. 


Dem $ 86 wird folgende Beſtimmung als Abſatz 3 hinzugefügt: 


In den Fällen der Widerrufsklage (SS 56 ff. der Verordnung zur Ordnung der Arbeit) 
gelten die Vorſchriften des $ 57 des Arbeitsgerichtsgeſetzes mit der Maßgabe entſprechend, 
daß die dreitätige Friſt des $ 57 der Verordnung zur Ordnung der Arbeit von der Zu⸗ 
ſtellung der Vollſtreckbarerklärung an läuft. 


. 8 88 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 


Soweit nach § 78 eine Schiedsklauſel für Arbeitsſtreitigkeiten getroffen werden kann, kann 
auch ohne Ausſchluß der Arbeitsgerichtsbarkeit beſtimmt werden, daß dem arbeitsgericht— 
lichen Verfahren ein Einigungsverfahren vor einer vereinbarten Güteſtelle vorausgehen ſoll 


(Güteklauſel). 


In 8 88 Abſ. 2 Satz 1 und in § 90 Satz 2 werden die Worte „Der Gütevertrag“ durch die 


Worte „Die Güteklauſel“ erſetzt. 
In 8 92 treten an die Stelle der Worte „Soweit ein Gütevertrag geſchloſſen iſt“ die Worte „So— 
weit eine Güteklauſel getroffen iſt“. 


§ 93 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 
Soweit nach 8 78 eine Schiedsklauſel für Arbeitsſtreitigkeiten getroffen werden kann, kann 
auch ohne Ausſchluß der Arbeitsgerichtsbarkeit beſtimmt werden, daß Tatfragen, die für 
die Entſcheidung des Rechtsſtreits erheblich ſind, durch ein Schiedsgutachten entſchieden 
werden ſollen (Schiedsgutachtenklauſel). 
In § 93 Abſ. 2 Satz 1 wird das Wort „Vereinbarung“ durch das Wort „Klauſel“ erſetzt. 
In $ 94 Satz 1 treten an die Stelle der Worte „im Schiedsgutachtenvertrage zu vereinbaren“ die 
Worte „in der Schiedsgutachtenklauſel feſtzuſetzen“. 


Artikel II 
Der Senat wird ermächtigt, den Text des Arbeitsgerichtsgeſetzes, unter Berückſichtigung aller er— 


folgten Abänderungen, neu bekanntzumachen. Er kann in der Bekanntmachung ſprachliche Unſtimmig— 
leiten beſeitigen und die Faſſung des Textes dem Sprachgebrauch der neueren Geſetzgebung anpaſſen. 


Artikel III 
Dieſe Verordnung tritt am 1. Februar 1937 in Kraft. 
Danzig, den 24. Dezember 1936. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 


1 16% Greiſer Dr. Wiercinski-Keiſer 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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